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Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 15 a und 15 b

auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Marcus
Weinberg (Hamburg), Albert Rupprecht (Wei-
den), Michael Kretschmer, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abge-
ordneten Heiner Kamp, Patrick Meinhardt,
Dr. Martin Neumann (Lausitz), weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der FDP

Ausländische Bildungsleistungen anerkennen –
Fachkräftepotentiale ausschöpfen

– Drucksache 17/3048 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f)
Auswärtiger Ausschuss 
Innenausschuss 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Brigitte
Pothmer, Priska Hinz (Herborn), Fritz Kuhn, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Strategie statt Streit – Fachkräftemangel be-
seitigen

– Drucksache 17/3198 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f)
Innenausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. – Ich höre
dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kollegen
Marcus Weinberg für die CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marcus Weinberg (Hamburg) (CDU/CSU): 
Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Als erster Redner

zu diesem Tagesordnungspunkt 

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Die Letzten 
werden die Ersten sein!)

– die Letzten werden die Ersten sein; das ist richtig –
möchte ich zum Anfang meiner Rede auf die Debatte
von heute Morgen zurückkommen. Die Staatsministerin
hat zu Recht gesagt, dass ein solches Anerkennungsge-
setz ein Meilenstein in der Integrationspolitik sein wird.
Diese Ansicht teilen wir ausdrücklich. 
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Ich komme deswegen auf die Debatte von heute Mor-
gen zurück, weil ich glaube, dass dort, aber auch in der
Integrationsdebatte insgesamt einiges falsch dargestellt
worden ist. Zwei Punkte haben mich besonders geärgert.
Der eine ist, dass von der Opposition immer wieder der
Eindruck erweckt wurde, dass sich in den letzten Jahren
bei der Integration nichts verändert hätte. Da muss man
ganz deutlich sagen: Das ist falsch. Ich zitiere einmal aus
dem Jahresgutachten Einwanderungsgesellschaft 2010.
Dort heißt es:

Sie

– die Integration –

ist vielmehr in vielen empirisch fassbaren Berei-
chen durchaus zufriedenstellend oder sogar gut
gelungen. Zudem stehen beide Seiten der Einwan-
derungsgesellschaft den Anforderungen von Zu-
wanderung und Integration pragmatisch und zuver-
sichtlich gegenüber.

Weiter heißt es:

Die deutschen Regelungen zu Migration und Inte-
gration unterscheiden sich in ihren Grundelementen
kaum mehr von denen der europäischen Nachbarn.

Sie sehen, es gibt einen Prozess, der durchaus zufrie-
denstellend ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Alpers von der Linksfraktion?

Marcus Weinberg (Hamburg) (CDU/CSU): 
Ja, bitte.

Agnes Alpers (DIE LINKE): 
Herr Kollege, Sie haben gerade betont, welche Ent-

wicklungen es bei der Integration gab. Ich glaube, auch
Sie haben zur Kenntnis genommen, dass im Berufsbil-
dungsbericht explizit hervorgehoben wurde, dass junge
Menschen mit Migrationshintergrund im Durchschnitt
einen schlechteren Schulabschluss haben als junge Men-
schen ohne Migrationshintergrund, dass sie aber selbst
dann, wenn sie einen gleichwertigen Schulabschluss
oder sogar gleiche bzw. bessere Noten als Menschen
ohne Migrationshintergrund haben, nicht integriert wer-
den, weil sie zum Beispiel Ali heißen. Im Berufsbil-
dungsbericht wird die Frage aufgeworfen, warum das so
ist. Wie passen diese Fakten zu der von Ihnen erwähnten
massiven Entwicklung bei der Integration?

Marcus Weinberg (Hamburg) (CDU/CSU): 
Darauf will ich gerne eingehen. Das Zitat, das ich an-

geführt habe, bezog sich auf die Gesamtbetrachtung der
Integration. Für uns ist von elementarer Bedeutung, Ent-
wicklungen zu bewerten. Völlig richtig ist – darauf
wollte ich gerade hinaus –, dass insbesondere bei der
Entwicklung im schulischen Bereich, auch was die Ab-
schlüsse angeht, nach wie vor große Defizite bestehen.
Zum Beispiel ist der Anteil der Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund, der keinen Abschluss hat, doppelt so
hoch wie der entsprechende Anteil der deutschen Ju-
gendlichen. Der Anteil der Eltern mit Migrationshinter-
grund, der seine Kinder in eine Krippe gibt, ist nur halb
so hoch wie der entsprechende Anteil der deutschen El-
tern. Hier gibt es, wie gesagt, noch große Defizite.

(Agnes Alpers [DIE LINKE]: Sie haben aber 
gerade das Gegenteil gesagt!)

Ein Problem ist die Anerkennung von im Ausland er-
worbenen Abschlüssen; deshalb will ich jetzt auf diesen
Punkt zu sprechen kommen. An der Debatte heute Mor-
gen hat mich in diesem Zusammenhang etwas geärgert.
Man kann natürlich immer wieder den Vorwurf erheben:
Das kommt alles zu spät; ihr redet doch nur.

(Daniela Kolbe [Leipzig] [SPD]: Ist ja auch 
so!)

Ich möchte daran erinnern: Eine Integrationsbeauftragte,
einen Integrationsplan und eine Islam-Konferenz hat es
1992 und 1998 noch nicht gegeben. Hinzu kommt unser
Gesetz, das im Dezember dieses Jahres hoffentlich vor-
liegen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Man kann, wie es der Kollege von der SPD heute Mor-
gen getan hat, monieren, dass erst spät gehandelt wird.
Aber jetzt handeln wir. Richtig, das hätte man schon vor
zehn Jahren tun können. Damals haben wir diese Mög-
lichkeit aber leider nicht gehabt. 

Ein zentraler Punkt ist, wie gesagt, die Anerkennung
von im Ausland erworbenen Abschlüssen. Ein Problem
dabei ist das mangelnde Bewertungs- und Anerken-
nungsverfahren. Hier sind zwei Ebenen der Betrachtung
voneinander zu unterscheiden.

Zunächst zur gesamtgesellschaftlichen Betrachtung,
die auch eine volkswirtschaftliche ist. Auf einige der ne-
gativen Daten, von denen in diesem Zusammenhang im-
mer wieder die Rede ist, möchte ich kurz eingehen. Die
Erwerbsquote von Zugewanderten beträgt 68 Prozent
und liegt damit deutlich unter der Erwerbsquote von Per-
sonen ohne Migrationshintergrund, die 75 Prozent be-
trägt. Die Arbeitslosenquote von Akademikern mit Mi-
grationshintergrund ist dreimal so hoch wie die der
Deutschen, die einen akademischen Abschluss haben.
Hier geht Potenzial verloren. Das sind volkswirtschaftli-
che Ressourcen, die wir dringend heben müssen.

Die andere Ebene der Betrachtung bezieht sich auf
die Einzelschicksale der betroffenen Personen. Wir alle
kennen entsprechende Fälle, möglicherweise sogar aus
dem Wahlkreis. Lassen Sie mich zwei Beispiele nennen.

Erstes Beispiel. Denken Sie an die Frau, die aus Russ-
land kommt und dort Medizin studiert hat, momentan
aber „nur“ eine Anstellung als Arzthelferin hat. Stellen
Sie sich einmal vor – die meisten von uns haben ja einen
Abschluss –, dass Sie ins Ausland gehen, Ihr Abschluss
dort aber nicht anerkannt wird, und stellen Sie sich die
Frage, welche Folgen es für Sie, Ihre Biografie und Ihre
Psyche hätte, nicht in dem Bereich arbeiten zu können,
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in dem Sie ausgebildet wurden. Es ist ein Paradoxon,
dass uns 8 600 Mediziner fehlen, gleichzeitig aber junge
ausgebildete Menschen aus Russland oder anderen Län-
dern nicht im Medizinbereich arbeiten können.

Zweites Beispiel. Vergegenwärtigen Sie sich, welche
Entwicklungen im Pflegebereich auf uns zukommen. Im
Jahre 2020 werden uns 200 000 bis 300 000 Pflegefach-
kräfte fehlen. In Deutschland arbeiten viele Menschen
aus dem Ausland, die in dem Beruf, den sie erlernt ha-
ben, nicht arbeiten können. Wir haben also eine volks-
wirtschaftliche Verantwortung. Unter Integrationsge-
sichtspunkten haben wir aber auch eine Verantwortung
für die Menschen und ihre weitere Entwicklung.

Mit Blick auf die bisherige Rechtslage und aufgrund
der Auswirkungen auf Gesellschaft und Wirtschaft ha-
ben wir entschieden, möglichst zügig ein Anerkennungs-
gesetz auf den Weg zu bringen; im Dezember dieses Jah-
res wollen wir einen entsprechenden Gesetzentwurf
vorlegen. 300 000 Akademikerinnen und Akademiker
sollen derzeit nicht in ihrem eigentlichen Beruf arbeiten.
Der Grund ist oft, dass kein allgemeiner Rechtsanspruch
auf ein Verfahren existiert. Richtig ist, dass ein Anerken-
nungsverfahren in reglementierten Berufen bisher zu-
mindest für Spätaussiedler und EU-Bürger garantiert
wurde. Alle anderen Personen können zum Beispiel ein
im Ausland erworbenes Examenszeugnis nicht verwen-
den. Sie sind entweder arbeitslos oder arbeiten in Beru-
fen, die nicht ihrer Qualifikation entsprechen.

Welche Konsequenzen müssen wir ziehen? Mit einer
gesetzlichen Regelung müssen wir drei Ziele verfolgen:

Erstens brauchen wir die Verbindlichkeit, dass im
Ausland erworbene Abschlüsse und Qualifikationen zü-
gig, nämlich innerhalb von sechs Monaten, bewertet
werden. Außerdem muss transparent gemacht werden,
welche Kriterien dabei zugrunde gelegt wurden. Es ist
wichtig, diese Bewertung innerhalb von sechs Monaten
vorzunehmen; denn nur so kann Verbindlichkeit ge-
schaffen werden. 

Zweitens sollten entsprechende Bescheide über den
Abschluss bzw. über die Qualifikation vorliegen bzw.
ausgestellt werden. 

Drittens ist das alles nur sinnvoll, wenn man jedem
Bewerber die Chance gibt, durch Qualifizierung, wo De-
fizite bestehen, nachzuschulen. Das heißt, entsprechende
Angebote müssen vorliegen. 

Was sind die Anforderungen an eine gesetzliche Re-
gelung? Wichtigster Regelungsgegenstand eines entspre-
chenden Gesetzes muss die Festlegung eines Rechtsan-
spruchs auf ein Anerkennungsverfahren mit einer
tatsächlichen Besserstellung sein. Im Zusammenhang
damit – ich glaube, dass das sinnvoll und auch notwen-
dig ist – muss die statistische Datenlage für Anerken-
nungsuchende und die zuständigen Stellen verbessert
werden, nicht wegen der Statistik, sondern weil wir se-
hen wollen, wo die Defizite liegen und wo nachgearbei-
tet werden muss, damit die verschiedenen Akteure
– Bund, Länder und andere – wissen, wo Defizite so
schnell wie möglich ausgeräumt werden müssen. 
Nur mit einem solchen Gesetz schaffen wir politische
Ernsthaftigkeit. Es wird schon beobachtet werden, ob
wir die mittlerweile achte oder neunte Rede zu diesem
Thema halten. 

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
In der Tat!)

Wer das tut, wird sagen, „Verbindlichkeit“ bedeute, dass
es auch irgendwann ein Gesetz gebe; denn nur mit einem
Gesetz erreichen wir, dass sich Zugewanderte aufge-
nommen fühlen. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Machen, machen, machen!)

Nur so erreichen wir, dass deren Potenziale unsere Ge-
sellschaft bereichern, und nur so erreichen wir, dass de-
ren intellektuelle Ressourcen unserer Wirtschaft nicht
verloren gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Zum Schluss möchte ich noch einige Bemerkungen
zur Qualitätssicherung machen; das war uns auch in der
Diskussion wichtig. 

(Dr. Thomas Feist [CDU/CSU]: So ist es!)

Man kann natürlich die Quote erhöhen, indem man die
Qualität senkt. Das machen wir nicht, sondern wir legen
Wert darauf, dass es den Erhalt der Qualität des deut-
schen Ausbildungssystems weiterhin gibt, gerade weil
wir festgestellt haben, dass diejenigen, die in Deutsch-
land eine Ausbildung gemacht haben, im Ausland er-
folgreich sind, weil die Ausbildungsgänge anerkannt
werden. Deshalb gehen wir den Weg, die Qualifizierung
aufzuwerten und die Standards nicht abzusenken. Dann
haben wir beides erfüllt: Wir haben die Qualitätsstan-
dards gehalten und denjenigen, die nach Deutschland ge-
kommen sind, eine Chance gegeben, in ihrem jeweiligen
Beruf zu arbeiten. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Kollege Swen Schulz für die

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Swen Schulz (Spandau) (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Was machen
der Arzt, die Ingenieurin oder der Facharbeiter aus der
Türkei, aus Osteuropa oder aus einem arabischen Staat,
wenn der eigene Abschluss hier nicht anerkannt wird?
Heute früh haben wir den Achten Bericht über die Lage
der Ausländerinnen und Ausländer debattiert. Ge-
schätzte 500 000 Menschen in Deutschland sind von der
Nichtanerkennung ihrer Abschlüsse betroffen. Sie kön-
nen nicht in ihrem erlernten Beruf arbeiten; sie müssen
aber irgendwie zurechtkommen. Sie leben hier legal und
wollen ihre Kenntnisse sowie ihre Fähigkeiten einbrin-



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 65. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Oktober 2010 6913

(A) (C)

(D)(B)
Swen Schulz (Spandau)

gen, doch sie werden daran gehindert. Das ist eine un-
glaubliche Dummheit. Wir lassen Potenziale ungenutzt
links liegen, obwohl immer lauter und immer drängen-
der über Fachkräftemangel geklagt wird. Es gibt immer
mehr Rufe nach Zuwanderung von Fachkräften, aber wir
kümmern uns nicht um die Menschen, die bereits hier le-
ben. Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, müssen wir
ändern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Diese Erkenntnis ist nicht neu. 

Lieber Kollege Weinberg, zu den Fortschritten sage
ich so viel: In der Großen Koalition hat die SPD dazu
Vorschläge gemacht. CDU und CSU haben sie abge-
lehnt. 

(Dr. Thomas Feist [CDU/CSU]: Weil sie un-
brauchbar waren!)

Im letzten Jahr haben wir Anträge von der SPD, von den
Grünen und von der Linksfraktion diskutiert. Langsam,
ganz langsam kommt die Bundesregierung in die Gänge.
Erst wurde ein sogenanntes Eckpunktepapier der Bun-
desregierung in die Welt gesetzt. Wir haben im Aus-
schuss eine Anhörung durchgeführt und das Thema
mehrfach diskutiert. Neulich hat die Bundesministerin
einen Referentenentwurf für ein Anerkennungsgesetz für
die zweite Oktoberhälfte angekündigt. Im Dezember soll
dann der Gesetzentwurf kommen. Herr Kollege
Weinberg, Sie haben recht: Heute hat Staatsministerin
Böhmer gesagt, dass wir dieses Gesetz ganz schnell
bräuchten. Ich finde es super, wie die Regierungskoali-
tion darauf jetzt endlich kommt.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Krista Sager 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

In dieser Situation präsentieren nun auch die Koali-
tionsfraktionen einen Antrag zum Thema. Wow, wir sind
echt beeindruckt, wie engagiert Sie dieses Thema forcie-
ren. Das ist super mutig, liebe Kolleginnen und Kollegen
von der Koalition. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der LINKEN)

Allein: Der Antrag hilft jetzt nicht weiter, weil wir alle
über den Punkt, dass ganz dringend etwas gemacht wer-
den muss, längst weit hinaus sind. Beim heutigen Stand
der Debatte ist von den Regierungsfraktionen eigentlich
mehr als ihr vorliegender Antrag mit solchen Allgemein-
plätzen zu erwarten. Wenn dann der Gesetzentwurf end-
lich, endlich zur Beratung vorliegt, werden wir sehen,
was der Gesetzentwurf im Einzelnen enthält und ob er
ausreicht.

Was muss getan werden? Wir leiden derzeit unter ei-
nem wahren Anerkennungschaos. Es wird nach Berufs-
gruppen unterschieden, nach Anerkennungszwecken
und danach, ob es sich um Spätaussiedler, um EU-Bür-
ger oder um Drittstaatler handelt. In den einzelnen Bun-
desländern herrschen völlig unterschiedliche Verwal-
tungspraktiken. Wenn man einmal ehrlich ist, dann muss
man sagen: Letztlich blickt niemand wirklich durch. –
Das ist bürokratisch und ungerecht.

(Dr. Thomas Feist [CDU/CSU]: Das ist ty-
pisch Swen Schulz!)

Nötig ist ein Rechtsanspruch für alle auf Bewertung
der eigenen Abschlüsse und auf Durchführung eines An-
erkennungsverfahrens. Wir brauchen ausreichend viele
Anerkennungs- und Beratungsstellen. Das Verfahren
darf höchstens sechs Monate dauern, damit in absehba-
rer Zeit auch tatsächlich Klarheit herrscht. Das Ziel muss
eine zentrale Steuerung und eine bundesweit verbindli-
che Gleichwertigkeitsfeststellung sein. Wo nur Teilaner-
kennungen ausgesprochen werden können, müssen In-
formationen und Angebote über Nach- und Weiterquali-
fizierungen – auch für die Sprache – verlässlich zur Ver-
fügung gestellt werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Damit diese Angebote tatsächlich angenommen werden
können, sind entsprechende finanzielle Förderinstru-
mente nötig. Es hilft ja nichts, wenn es Angebote gibt,
die Leute sie sich aber gar nicht leisten können. Wir ha-
ben darum schon im letzten Jahr in unserem Antrag ein
Einstiegs-BAföG zur beruflichen Integration vorge-
schlagen. Das wäre dann wirklich ein großer Schritt. Wir
freuen uns – so viel dann doch positiv –, dass die Koali-
tionsfraktionen diesen Punkt in ihrem Antrag aufgegrif-
fen haben, wenn auch mit einer noch etwas zarten For-
mulierung.

(Beifall bei der SPD)

Wie gesagt: Wir sind gespannt auf den Gesetzentwurf
der Bundesregierung. Hier kommt es dann tatsächlich
zum Schwur. Ich hoffe, ich täusche mich nicht; aber da
die Bundesregierung schon die bescheidene BAföG-Er-
höhung fast an die Wand gefahren hat,

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: Die dritte
BAföG-Erhöhung, nachdem Sie nichts ge-
macht haben!)

bin ich bei diesem Thema ziemlich skeptisch.

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir spre-
chen hier auch über einen wichtigen Beitrag zur Integra-
tion. Es geht hier um die Anerkennung von Qualifikatio-
nen; das heißt, es geht um die Anerkennung der
Lebensläufe der Menschen. Es geht darum, ihnen zu ver-
mitteln, dass sie auch tatsächlich gewollt sind und ge-
braucht werden, und darum, ihnen die Möglichkeit zu
verschaffen, auf eigenen Beinen zu stehen und sich hier
als aktive, produktive Mitglieder der Gesellschaft einzu-
bringen. Mit einem Wort: Es geht auch um Respekt. Die-
ser Gedanke wird in Ihrem Antrag, liebe Kolleginnen
und Kollegen von der CDU/CSU, leider mit keinem
Wort erwähnt. Sie verstehen noch immer nicht, wie
wichtig eine Anerkennungskultur ist.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch auf den Antrag von Bündnis 90/Die
Grünen eingehen, den wir heute auch diskutieren.
Selbstverständlich haben Sie recht, liebe Kolleginnen
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und Kollegen: Es ist ein Gesamtkonzept mit unterschied-
lichen Maßnahmen zur Behebung des Fachkräfteman-
gels nötig. Natürlich haben auch wir von der SPD um-
fassende Überlegungen angestellt. Sie haben Ihre jetzt in
einem Antrag zusammengeschrieben. Vieles von dem
können wir – zumindest in der Zielrichtung – unter-
schreiben.

Ich will auf einen besonders wichtigen Bereich einge-
hen, nämlich auf die Kindertagesstätten und die Schulen.
Lieber Kollege Weinberg, das hat ja auch eine ganze
Menge mit Integration zu tun.

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: Ach!)

Ich will einmal daran erinnern, dass es die rot-grüne
Bundesregierung war, die gegen den Widerstand aus der
Union ein Ganztagsschulprogramm in ganz Deutschland
durchgesetzt hat.

(Beifall der Abg. Daniela Kolbe [Leipzig]
[SPD] – Dr. Thomas Feist [CDU/CSU]: Ohne
jedes pädagogische Konzept!)

Inzwischen hört sich das bei der CDU und der CSU ganz
anders an. Sie sind hier durchaus positiv gestimmt.
Heute früh hat sogar Staatsministerin Böhmer ausdrück-
lich mehr Ganztagsschulen gefordert. Das ist gut; aber
ich frage: Warum machen Sie dann an dieser Stelle
nichts?

Im Rahmen der Umsetzung des Hartz-IV-Urteils des
Bundesverfassungsgerichts wollen Sie ein paar Bil-
dungsgutscheine verteilen. Was aber fehlt, ist ein Ange-
bot an die Länder und an die Kommunen, die Kinderta-
gesstätten und die Schulen zu verbessern. Es kann doch
nicht darum gehen, Nachhilfe zu vermitteln, wenn alles
schon ganz schwierig ist, sondern die Kitas und die
Schulen müssen so gut werden, dass Nachhilfe unnötig
wird. Das muss doch das Ziel sein.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN – Uwe Schummer [CDU/CSU]:
Fangen Sie in Berlin damit an!)

Es ist ja nicht so, dass Sie sich da nichts vornehmen;
es ist noch schlimmer. Sie torpedieren sogar die Förde-
rung von Kindern. 

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: In welcher 
Welt leben Sie eigentlich?)

– Ja, hören Sie mal zu. – Sie halten stur daran fest, den
Eltern ein Betreuungsgeld als Fernhalteprämie auszahlen
zu wollen, dafür, dass sie ihre Kinder nicht in die Kita
schicken. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Weinberg, Sie haben eben beklagt, dass es gerade
im Migrantenbereich an der Stelle Probleme gibt. Ich
glaube, dass das tatsächlich der völlig falsche Weg ist,
der im Übrigen auch Milliarden kosten wird, die viel
besser in die Kitas und in die Schulen investiert wären. 

Ob bei der vorschulischen Bildung, den Ganztags-
schulen oder der Anerkennung von im Ausland erworbe-
nen Qualifikationen: Immer und immer wieder sehen
wir, dass die CDU/CSU erst blockiert und dann ganz
mühsam hinterherschleicht. Kommen Sie bitte endlich
einmal voran! 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Heiner Kamp für die

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Heiner Kamp (FDP): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine Damen und Herren! Heute debattieren wir über
ein wesentliches Anliegen verschiedener Politikfelder:
die Bekämpfung des Mangels an Fachkräften und Hoch-
qualifizierten in Zeiten des demografischen Wandels.
Dieser hat den deutschen Arbeitsmarkt bereits mit voller
Wucht erreicht. Fehlende Fachkräfte stellen in vielen
Branchen schon heute ein strukturelles Problem dar. 

Der durch den Fachkräftemangel verursachte Wert-
schöpfungsverlust ist gewaltig: Das Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln schätzt den Wohlstandsverlust für
unser Land auf rund 15 Milliarden Euro, und das im Kri-
senjahr 2009. Nun müssen wir aufpassen, dass der sich
abzeichnende wirtschaftliche Aufschwung im XL-For-
mat nicht am Mangel an gut ausgebildeten Kräften
scheitert. Insofern freue ich mich über die Wachstums-
prognose des IWF von 3,3 Prozent für 2010. Das ist ein
Anstieg um 1,9 Prozentpunkte, nämlich von 1,4 auf
3,3 Prozent. Über diese schönen Zahlen können wir uns
alle freuen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Nun gilt es, dem Fachkräftemangel mit einem breiten
Ansatz zu begegnen, um unsere Wettbewerbs- und Inno-
vationsfähigkeit einerseits und Wachstum und Wohl-
stand andererseits nachhaltig zu sichern. Diese Heraus-
forderung ist vorwiegend eine Querschnittsaufgabe, bei
der Bildungs-, Arbeitsmarkt- und Integrationspolitik zu-
sammenwirken müssen. Aber auch Wirtschaft und Ge-
sellschaft müssen diese Problematik ernst nehmen und
frühzeitig bei der Entwicklung von Handlungskonzepten
mitwirken.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Der Fachkräftemangel wird schon allein aufgrund sei-
ner demografischen Dimension alle Wirtschaftsbereiche
betreffen. Wenn wir uns vor Augen führen, dass selbst
Großunternehmen wie die Deutsche Telekom bereits
heute Schwierigkeiten haben, Ausbildungsplätze in den
neuen Bundesländern zu besetzen, wird deutlich, wie
ernst die Lage schon heute ist. In den nächsten zehn Jah-
ren werden 6,5 Millionen Personen mit abgeschlossener
Lehre das Rentenalter erreichen. Zwischen 2020 und
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2030 werden es sogar 8,4 Millionen sein. Gerade im Be-
reich der Facharbeiter werden wir es also mit einem gra-
vierenden Mangel an entsprechend Qualifizierten zu tun
bekommen. 

Auf dem Ausbildungsmarkt werden die Azubis rar.
Vor allem ostdeutsche Ausbildungsunternehmen suchen
händeringend nach Azubis. Da liegt der Gedanke nahe,
sich in der Tschechischen Republik oder Polen nach mo-
tivierten jungen Interessenten umzusehen.

Im Juli 2010 fehlten in Deutschland 36 800 Ingenieure.
Der Fehlbedarf wird in den nächsten Jahren noch dras-
tisch steigen. Der Aufschwung wird die Nachfrage wei-
ter verstärken. Eine solide Wirtschaftspolitik muss auf
dieses Problem aufmerksam machen. Sie darf sich prag-
matischen Lösungsansätzen nicht verschließen. So ver-
wundert es nicht, dass Rainer Brüderle jüngst die Zu-
wanderungsdebatte angestoßen hat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

In dem heute zur Debatte stehenden Antrag haben die
Koalitionsfraktionen einen wesentlichen Aspekt zur Mil-
derung des Fachkräftemangels aufgegriffen: die Aner-
kennung ausländischer Bildungsleistungen. Wir nutzen
noch zu wenig Potenzial für den deutschen Arbeitsmarkt
und unsere Gesellschaft. Derlei Vergeudung können wir
uns als Gesellschaft und Volkswirtschaft nicht mehr leis-
ten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Überschriften wie „Putzen trotz Promotion“ in der Fi-
nancial Times Deutschland Anfang dieses Monats
möchte ich möglichst nicht mehr lesen.

FDP und Union sind überzeugt, dass der beste Weg zu
erfolgreicher Integration über die Teilhabe am Arbeits-
markt und die Möglichkeit zur Selbstverwirklichung
führt. Wenn zugewanderte Ingenieure Taxi fahren oder
sogar auf staatliche Transferleistungen angewiesen sind,
ist das einerseits für den Betroffenen frustrierend. Die
Gesellschaft hat andererseits gleich den doppelten Scha-
den: ein unglückliches Mitglied sowie entgangene Steu-
ern und Abgaben. 

Wir wollen für Zuwanderer einen Rechtsanspruch auf
eine Bewertung ihrer im Ausland erworbenen Ab-
schlüsse schaffen. Die Regelungen für das Bewertungs-
und Anerkennungsverfahren wollen wir vereinfachen
und das Verfahren selbst – wir halten eine Frist von
sechs Monaten für angemessen; Herr Schulz hat das be-
reits angesprochen – beschleunigen. Beim Verfahren ist
uns insbesondere die Transparenz ein wichtiges Anlie-
gen. Zuwanderer sollen möglichst schon in ihrem Hei-
matland Zugang zu Informationen über das Bewertungs-
und Anerkennungsverfahren betreffend ihren Bildungs-
abschluss in Deutschland haben. In diese Informations-
anstrengungen wollen wir die deutschen Auslandsvertre-
tungen, die Außenhandelskammern und die Goethe-
Institute natürlich einbeziehen.

Mit dem heutigen Antrag machen wir einen weiteren
wichtigen Aufschlag, um dem Fachkräftemangel zu be-
gegnen. Mit den Bildungsketten kümmern wir uns bereits
um bessere Ausbildungschancen für junge Menschen, in-
dem wir bestehende Förderinstrumente zusammenführen
und dann in die Fläche tragen. Sie sind ein wesentlicher
Baustein bei der Bekämpfung des Fachkräftemangels.
Noch in diesem Monat werden wir den außerordentlich
erfolgreichen Ausbildungspakt mit einer qualitativen
Aufwertung verlängern. Integration gelingt über Teilhabe
und Einbindung, auch auf dem Arbeitsmarkt. Sozialhilfe-
karrieren zementieren Differenzen, weil sie Abhängigkeit
und Abgeschiedenheit zementieren. Deswegen kann es
nicht richtig sein, unser Sozialsicherungssystem über das
jetzige Maß auszuweiten. Nein, wir müssen die Wege in
die Arbeit erleichtern und durch entsprechende Bildungs-
angebote begünstigen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Eine kluge und zugleich aktive Zuwanderungspolitik
müssen wir zeitnah auf den Weg bringen. Der mit dem
demografischen Wandel Hand in Hand gehende Fach-
kräftemangel gibt uns hier klare Leitlinien. Wir brauchen
ein modernes Recht, das Zuwanderung über transparente
Kriterien wie Qualifikation, Integrationsfähigkeit und
Bedarf steuert. Mit der Anerkennung ausländischer Bil-
dungsleistungen schaffen wir eine wichtige Vorausset-
zung für die Zuwanderung von Hochqualifizierten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sie sehen: Diese Koalition packt die Herausforderun-
gen und Zukunftsthemen unserer Gesellschaft an. Die
drei Punkte aus der Überschrift des Koalitionsvertrages
sind dabei der Kompass: Wachstum sehen alle Wirt-
schaftsforschungsinstitute. Bildung bringen wir durch
unsere zahlreichen Initiativen wie die heute vorgestellte
und den größten Mittelaufwuchs in der Geschichte rich-
tig voran. Zusammenhalt erreichen wir durch echte Teil-
habe und Mitwirkungsmöglichkeiten zum Beispiel für
Migranten. Ich lade Sie ein: Machen Sie doch bitte mit! 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Machen Sie doch was, statt nur zu schauen!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort die Kollegin

Agnes Alpers.

(Beifall bei der LINKEN)

Agnes Alpers (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Meine Damen und Herren! Schon lange verspro-
chen und doch noch immer nicht in Sicht! Herr Kollege,
wir nehmen die Einladung gern an, wenn der Gesetzent-
wurf nur endlich käme und das Ganze nicht dahinschlei-
chen würde. Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie des Abg. Swen Schulz [Spandau]
[SPD])
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Sie reden immer vom Fachkräftemangel. Aber die
Anerkennung von im Ausland erworbenen Bildungsab-
schlüssen kriecht und siecht dahin und liegt eigentlich
noch immer auf Eis. Sie, meine Damen und Herren von
CDU/CSU und FDP, haben nun einen Antrag vorgelegt,
der schon erahnen lässt, welche Gruppe beim Thema
Anerkennung besonders in den Fokus gerät, Ihnen am
Herzen liegt. Das sind die Akademikerinnen und Akade-
miker, die ihre Abschlüsse im Ausland erworben haben.
Ich war erstaunt, wie schnell Sie die Migrantinnen und
Migranten unter den Tisch fallen lassen, die keinen aka-
demischen, sondern „nur“ einen schulischen oder beruf-
lichen Abschluss haben. Diese werden immer nur am
Rand erwähnt. Damit ignorieren Sie auf einen Schlag
über 2 Millionen Menschen, die ihren Bildungsabschluss
im Ausland erworben und sich inzwischen zusätzliche
Qualifikationen angeeignet haben.

Das alles zeigt für mich eines: Es geht Ihnen gar nicht
darum, alle Migrantinnen und Migranten mit ihren be-
ruflichen Kompetenzen und Leistungen anzuerkennen.
Sie wollen lediglich – ich zitiere aus Ihrem Antrag –
„eine bedarfsorientierte Arbeitsmarktintegration“. Von
Integration zu sprechen und dann nur scharf auf die ver-
wertbaren akademischen Qualifikationen zu sein, das hat
nichts mit Integration zu tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundesregierung grenzt die Gruppe der Berech-
tigten noch weiter ein. Sie ignoriert im Achten Auslän-
derbericht einfach die Gruppe der über 55-Jährigen.
Auch Bildungsabschlüsse, die vor mehr als zehn Jahren
erworben wurden, sind nutzlos bei der Anerkennung.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt etliche Abge-
ordnete, die schon über zehn Jahre hier im Parlament
sind. Stellen Sie sich einfach einmal vor, sie bekämen
morgen die Mitteilung, dass all ihre Berufsabschlüsse
nicht mehr gelten. Na, da hätten wir richtig Stimmung
im Parlament.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Swen 
Schulz [Spandau] [SPD])

Ich kann nur feststellen, meine lieben Kolleginnen und
Kollegen von der CDU/CSU und FDP: Sie sind nicht bei
den Sorgen und Nöten der Menschen angekommen.

In Ihrem Antrag ist zu lesen, dass Sie die Kriterien zur
Bewertung bundeseinheitlich regeln wollen. Aber wie
sieht es denn mit den Gesetzen zur Anerkennung aus?
Für jeden gilt etwas anderes. Wir haben insgesamt weit
über 100 Gesetze in den Ländern und im Bund. Wie soll
die Anerkennung denn nun geregelt werden: bundesein-
heitlich oder wieder in Stufen für EU-Bürger, Aussiedler
und Bürger aus Drittstaaten? Und was ist mit den Asyl-
bewerbern? Welche Stellen bewerten denn ihre berufli-
chen Abschlüsse? Wie genau wird die Nachqualifizie-
rung geregelt, und wer ist dafür zuständig? – Fragen
über Fragen. Zu diesen Fragen sagen Sie allerdings
nichts in Ihrem Antrag.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Welche Antwort hat denn die Linke darauf? –
Heiner Kamp [FDP]: Den müssen Sie mal le-
sen, Frau Alpers!)
– Ich habe ihn ausdrücklich drei Mal gelesen.

(Heiner Kamp [FDP]: Dann müssen Sie ihn 
ein viertes Mal lesen!)

All die wichtigen Fragen, die ungeklärt sind, die wir
auch im Fachgespräch mit Ihnen nicht haben klären kön-
nen, nehmen Sie in Ihrem Antrag nicht auf. Ich glaube,
Herr Kollege, Sie sollten mal Ihren Antrag lesen.

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: Das ist doch 
kein Gesetzentwurf!)

– Es ist kein Gesetzentwurf. Den haben Sie aber schon
vor einem halben Jahr versprochen.

Bei dem Antrag der Grünen frage ich mich: Warum
lassen Sie sich auf die Diskussion dieser Damen und
Herren ein? Es geht hier doch insgesamt nicht um die
Verwertung auf dem Arbeitsmarkt, sondern um die An-
erkennung von Menschen und ihrer beruflichen Ab-
schlüsse. So eine Schieflage in der Debatte lehnen wir
als Linke ab.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Linke hat 2007 das Thema „Anerkennung“ als

Erste eingebracht. Wir wollen ein Anerkennungsgesetz
für alle – egal ob Akademiker oder Handwerker. Wir
wollen einen Rechtsanspruch auf Anerkennung und
Nachqualifizierung mit einer Verfahrensdauer von maxi-
mal drei Monaten.

Meine Damen und Herren, Migrantinnen und Migran-
ten brauchen endlich berufliche Perspektiven. Aus unse-
rer Sicht haben alle Menschen ein Recht, als Person an-
erkannt zu sein. Ansonsten bleibt Ihr Gerede über
Integration nicht mehr als eine hohle Phrase.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN – Uwe Schummer [CDU/

CSU]: Würden Sie das zurücknehmen?)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Krista Sager ist die nächste Rednerin für die Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen.

Krista Sager (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wer In-

tegrationsbereitschaft von Migrantinnen und Migranten
einfordert und den demografisch bedingten Fachkräfte-
mangel beklagt, der muss in der Tat dringend etwas tun,
damit das Anerkennungswesen für im Ausland erwor-
bene Qualifikationen und Bildungsabschlüsse in
Deutschland verbessert wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir haben hier gravierende Defizite, und das ist seit lan-
gem bekannt. Hunderttausende Menschen arbeiten un-
terhalb ihres Qualifikationsniveaus oder sind sogar ar-
beitslos, nicht zuletzt wegen Defiziten im deutschen
Anerkennungswesen. Nur: Das wurde schon auf dem
Bildungsgipfel 2008 gemeinsam festgestellt; das ist in-
zwischen zwei Jahre her. Wir sind in Worten weiterge-
kommen, aber leider nicht in Taten.

Die grüne Fraktion hat schon Anfang der Legislatur-
periode einen Antrag mit konkreten Vorschlägen einge-
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bracht, die SPD und die Linke ebenfalls. Das alles liegt
vor. Die Bundesregierung hat vor über einem Jahr Eck-
punkte vorgelegt, mit denen sie im Wesentlichen – da hat
der Kollege Swen Schulz vollkommen recht – die Vor-
schläge und Ankündigungen der Vorgängerregierung
wiederholt hat. 

Was ist seitdem passiert? Im Grunde nichts! Ange-
kündigt war eine gesetzliche Regelung zum Jahreswech-
sel 2010/2011. Ich habe erhebliche Bedenken, dass die
Bundesregierung eine solche Regelung zustande bringt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, ich bin hier nicht die Einzige, die diese Be-
denken hat. Erst hieß es, der Gesetzentwurf solle im
Sommer kommen; dann hieß es, Ende der Sommer-
pause. Jetzt heißt es, Mitte Oktober werde ein Referen-
tenentwurf vorgelegt. Ein Referentenentwurf ist aller-
dings noch kein Gesetzentwurf im Parlament.

Ich habe den Eindruck, dass auch Ihnen jetzt langsam
mulmig wird. Welchen Sinn hat denn sonst Ihr Antrag?
Er enthält keinen einzigen neuen Gedanken, Herr
Weinberg; inhaltlich kommen wir mit ihm keinen Schritt
weiter. Wenn dieser Antrag nicht nur ein Pausenfüller
sein soll, weil von der Regierung nichts kommt, dann hat
er offensichtlich den Zweck, Druck auf die Regierung
auszuüben. Herr Kamp, es ist schon etwas merkwürdig,
dass Sie meinen, es sei nötig, die Regierung aufzufor-
dern, etwas zu tun, obwohl sie selber sagt, sie arbeite da-
ran ganz intensiv.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Priska
Hinz [Herborn] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So sind sie! Sie können es einfach
nicht!)

Es geht offensichtlich darum, dass auch Sie meinen, man
müsse die Regierung jetzt einmal ein bisschen unter
Druck setzen und ihr auf die Sprünge helfen.

Herr Braun, dieses Vorhaben ist in unserem föderalen
System nicht gerade ein leichtes Vorhaben. Das weiß
auch hier inzwischen jeder.

(Albert Rupprecht [Weiden] [CDU/CSU]: So 
ist das!)

Aber was ich bedauerlich finde, ist, dass in Ihrem Antrag
überhaupt keine Hinweise zu finden sind, wie Sie die
kniffligen Fragen, die wir auch in einem Fachgespräch
im Ausschuss behandelt haben, eigentlich beantwortet
haben möchten. Wie schaffen wir es, dass eine Bewer-
tung bundesweit Anerkennung findet? Oder wie schaf-
fen wir es, dass es nicht nur einen Rechtsanspruch gibt,
sondern auch Beratung, Information, Bewertung und
Qualifizierungsanschlussangebote? Ohne all das werden
wir nämlich weiter ganz viele Potenziale verlieren. Vie-
len ist nicht nur mit einem Rechtsanspruch auf ein Ver-
fahren geholfen; vielmehr brauchen sie eben auch Quali-
fizierungsangebote.

In einer Hinsicht bin ich gegenüber dem, was Sie wol-
len, sehr skeptisch: Auch Sie halten nach wie vor an dem
Gedanken fest, dass man im Wesentlichen Dokumente
formal abgleicht, dass man sich im Wesentlichen auf den
Vergleich von Ausbildungswegen und ihrer Gleichartig-
keit konzentriert. Darum kann es aber nicht gehen, son-
dern es geht um die Betrachtung des individuellen Kom-
petenzprofils.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei einem anderen Ansatz werden wir die Integration in
den Arbeitsmarkt nicht schaffen. Die Integration in den
deutschen Arbeitsmarkt muss wirklich im Vordergrund
stehen. Wenn das durch den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung nicht geschieht, dann werden wir weiter
Bildungsressourcen vergeuden und vielen Menschen in
diesem Land mit guten Voraussetzungen nicht gerecht
werden können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Letzte Rednerin in dieser Debatte ist die Kollegin

Ewa Klamt für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ewa Klamt (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die Herausforderungen, vor denen wir in unserem Land
stehen, sind allgemein bekannt, und sie sind hier auch
benannt worden. Der sich abzeichnende Wandel in der
demografischen Entwicklung führt zunehmend zu einem
Fachkräftemangel. Das Statistische Bundesamt sagt uns,
dass das Arbeitskräftepotenzial in Deutschland bis zum
Jahr 2030 wegen des Geburtenrückgangs um über
6 Millionen zurückgeht.

Schon heute fehlen 36 000 Ingenieure und 43 000 IT-
Fachkräfte, also Computerfachleute. Gleichzeitig wissen
wir, dass allein rund 300 000 zugewanderte Akademike-
rinnen und Akademiker ihr Wissen und ihre Kompetenz
in unserem Land einbringen wollen; aber ihre ausländi-
schen Hochschulabschlüsse werden in Deutschland nicht
oder nur mit großer Verzögerung anerkannt. Deshalb
müssen wir trotz der Komplexität der Aufgabe alles tun,
damit wir zügig gemeinsam mit den Ländern bundesweit
nachvollziehbare und verbindliche Bewertungskriterien
schaffen. Das gilt für Akademiker und auch für alle an-
deren Berufsgruppen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wie komplex das in Deutschland ist, zeigt sich – auch
Frau Sager hat es schon angesprochen – allein darin,
dass die Gesetzgebungszuständigkeit je nach Beruf beim
Bund oder bei den Ländern liegt, dass hingegen die An-
erkennungsverfahren immer von Länderstellen, also Be-
hörden, Kammern oder beauftragten Stellen, durchge-
führt werden.

Wenn Sie, Herr Kollege Schulz, so unendlich traurig
sind, dass die christlich-liberale Koalition es innerhalb
eines Jahres noch nicht geschafft hat, die Probleme, die
ich eben benannt habe, zu lösen, dann muss man hier im-
mer wieder darauf hinweisen, dass Sie elf Jahre mit in
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der Regierungsverantwortung waren. Sieben Jahre ha-
ben Sie ohne die böse CDU regiert, die an allem schuld
ist. Wenn Sie das alles so beklagen, wie Sie es hier getan
haben, 

(Dr. Thomas Feist [CDU/CSU]: Krokodils-
tränen sind das!)

frage ich mich schon, warum Sie sieben Jahre gar nichts
auf den Weg gebracht haben. Wir packen es an, Herr
Schulz!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wie viele Abstimmungsprozesse und wie viel Zeit es
erfordert, wenn unterschiedliche Stellen bzw. verschie-
dene Ebenen sich einigen müssen, zeigen uns die Erfah-
rungen mit diesem Thema in der Europäischen Union.
Es hat Jahre gedauert, sich auf europäischer Ebene über
die Anerkennung von Berufsqualifikationen zu einigen,
und dabei ging es ausschließlich um die Anerkennung von
Berufsqualifikationen, die in den inzwischen 27 Mitglied-
staaten erworben werden. Das lag weder am Unwillen
noch am Phlegma der beteiligten Fraktionen oder der
Mitgliedstaaten; vielmehr lag es an den früher sehr
schwer vergleichbaren Studien- und Ausbildungsgän-
gen. Der Durchbruch im Jahr 2005, von dem wir bereits
jetzt alle zehren, gelang im Wesentlichen, weil es inzwi-
schen zu einer weitgehenden Harmonisierung der Aus-
bildungen in der Europäischen Union gekommen ist. Es
sollte allen Bildungspolitikern klar sein, dass es noch
weitaus schwieriger ist, weltweit erworbene Abschlüsse
mit unseren nationalen Qualitätsstandards zu verglei-
chen und Anerkennungskriterien zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Denn diese Kriterien müssen – auch das gehört zur Lö-
sung dieser Aufgabe – das Qualitätsniveau deutscher Ab-
schlüsse erfüllen; denn mit Recht weisen Gewerkschaf-
ten und Arbeitnehmer darauf hin, dass sonst unsere
hohen Standards unterlaufen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Bereich der Hochqualifizierten hat die Europäi-
sche Union unter wesentlicher Beteiligung Deutschlands
in den letzten beiden Jahren entscheidend zu einer Lö-
sung beigetragen. Die Einigung auf europäischer Ebene
hat zu einem Ergebnis geführt, auf das wir jetzt zurück-
greifen können: Mit der Entscheidung für eine europäi-
sche Bluecard sind einvernehmlich Kriterien für Hoch-
qualifizierte festgelegt worden. Diese Richtlinie befindet
sich derzeit in der Phase der Umsetzung in deutsches
Recht. 

Entsprechend der Bluecard gilt als hochqualifiziert,
wer einen Hochschulabschluss nach mindestens dreijäh-
rigem Hochschulstudium an einer staatlichen oder staat-
lich anerkannten Hochschule in dem betreffenden Staat
erworben hat. Zusätzlich gibt es die Möglichkeit, mit
dem Nachweis einer mindestens fünfjährigen einschlägi-
gen Berufserfahrung, deren Niveau mit einem Hoch-
schulabschluss vergleichbar ist, als Hochqualifizierter
anerkannt zu werden. 
Deshalb können wir heute mit Fug und Recht sagen,
dass nicht nur wichtige Vorarbeiten für eine zukünftige
Zuwanderung geleistet wurden, sondern gleichzeitig
Kriterien geschaffen wurden, die es der Bundesregierung
ermöglichen, zügig das umzusetzen, was wir in unserem
Antrag „Ausländische Bildungsleistungen anerkennen –
Fachkräftepotentiale ausschöpfen“ fordern. Die Punkte
sind alle bereits von meinen Vorrednern genannt wor-
den; darum erspare ich mir, sie noch einmal aufzuzählen.
Ich möchte aber festhalten, dass wir mit der Umsetzung
dieser Forderungen sowohl dafür sorgen, dass die Poten-
ziale der zum Teil gut qualifizierten Migrantinnen und
Migranten in unserem Land gewürdigt werden, als auch
dafür, dass den Migrantinnen und Migranten in Zukunft
die Möglichkeit gegeben wird, sich hier mit ihrem Kön-
nen und ihren Fähigkeiten einzubringen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Denn fest steht: Die Eingliederung in den Arbeitsmarkt
ist immer noch der beste und effektivste Weg der Inte-
gration, und sie stellt gleichzeitig auch die gesellschaftli-
che Anerkennung dar, die sich jeder von uns wünscht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
den Drucksachen 17/3048 und 17/3198 an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen.
Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann
sind die Überweisungen so beschlossen.
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